
Amtsblatt des LK EL Nr. 01/2023 vom 13.01.2023 

 

  
 
 
 

 Inhalt Seite 
 
A. Bekanntmachungen des  
 Landkreises Emsland 
 
1 Bestellung zum bevollmächtigten  2 
 Bezirksschornsteinfeger 
 
2 Bekanntmachung; Bestellung der Wald- 2 
 brandbeauftragten im Landkreis Emsland 
 

B. Bekanntmachungen der 
 Städte, Gemeinden und  
 Samtgemeinden 
 
3 2. Änderung der Satzung über die  2 
 Entschädigung für Ehrenbeamte und  
 sonstige ehrenamtlich tätige Funktions- 
 träger und Mitglieder der Freiwilligen  
 Feuerwehr der Samtgemeinde Dörpen 
 
4 Bekanntmachung von Bebauungsplänen  3 
 der Gemeinde Emsbüren; 1. Änderung des  
 Bebauungsplanes Nr. 82 „Gewerbe-/Industrie- 
 gebiet – Teil II“ Am Tiggelwerk 
 
5 Bekanntmachung der Gemeinde Emsbüren;  4 
 Bebauungsplan Nr. 164 „Baugebiet östlich  
 Am Steinkamp“ (Bebauungsplan gem. § 13b  
 BauGB); hier: 1. Bekanntmachung des Auf- 
 stellungsbeschlusses gem. § 2 I BauGB;  
 2. Öffentliche Auslegung des Bauleitplan- 
 entwurfes gem. § 3 II BauGB; Bekannt- 
 machung des Aufstellungsbeschlusses  
 gem. § 2 I BauGB 
 
6 Bauleitplanung der Gemeinde Emsbüren,  4 
 Landkreis Emsland; 56. Flächennutzungs- 
 planänderung (Darstellung von gewerblichen  
 Bauflächen Am Tiggelwerk) 
 
7 Bekanntmachung der Gemeinde Emsbüren;  5 
 62. Flächennutzungsplanänderung (Teilauf- 
 hebung gewerblicher Flächen bei der Fa.  
 Emsflower); 2. Änderung des Bebauungs- 
 planes Nr. 130 „Gebietsentwicklung Emsbüren  
 – Autobahnkreuz A 30 / A 31“ – Teil XI“ –  
 Teilaufhebung; hier: Öffentliche Auslegung  
 der Bauleitplanentwürfe gem. § 3 (2) Bauge- 
 setzbuch (BauGB) 
 
8 Hauptsatzung der Gemeinde Esterwegen 6 
 
9 Satzung über die Erhebung der Vergnügungs- 7 
 steuer der Gemeinde Esterwegen 
 
10 Bekanntmachung der Stadt Haselünne;  11 
 Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 5  
 „Gewerbegebiet – südlich des Haverbecks“,  
 Ortschaft Klosterholte 
 

 Inhalt Seite 
 
11 Bekanntmachung; Änderung 46 A des  12 
 Flächennutzungsplanes der Stadt Haselünne 
 
12 Hauptsatzung der Samtgemeinde Nord- 12 
 hümmling 
 
 
13 1. Nachtragshaushaltssatzung und Bekannt- 14 
 machung der 1. Nachtragshaushaltssatzung  
 der Gemeinde Rhede (Ems) für das Haushalts- 
 jahr 2022 
 
14 1. Nachtragshaushaltssatzung und Bekannt- 14 
 machung der 1. Nachtragshaushaltssatzung  
 der Gemeinde Sögel für das Haushaltsjahr 2021 
 
15 1. Nachtragshaushaltssatzung und Bekannt 15 
 machung der 1. Nachtragshaushaltssatzung  
 der Gemeinde Spahnharrenstätte für das Haus- 
 haltsjahr 2022 
 
16 Bekanntmachung der Stadt Werlte; Entwid- 16 
 mung einer Wegeparzelle (Verbindungsstück  
 „Kahlstraße“ und „Kuhdamm“) 
 
 

C. Sonstige Bekanntmachungen 
 
   
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

 

 
  

2023 Ausgegeben in Meppen am 13.01.2023  Nr. 01 



 
 

 
Amtsblatt des LK EL Nr. 01/2023 vom 13.01.2023 

2

A. Bekanntmachungen des Landkrei-
ses Emsland 

 
1 Bestellung zum bevollmächtigten Bezirks-

schornsteinfeger 
 
Nach erfolgter Ausschreibung ist Herr Carsten Höving, Im  
Hamsgarten 6, 49838 Lengerich, mit Wirkung vom 01.03.2023 
zum bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk 
OS/EL 02-02 Haren-Wesuwe bestellt worden. 
 
 Meppen, 10.01.2023 
 
LANDKREIS EMSLAND 
Der Landrat 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
2 Bekanntmachung; Bestellung der Wald-

brandbeauftragten im Landkreis Emsland 
 

Kreiswaldbrandbeauftragte, Waldbrandgefahrenbezirke und 
Waldbrandbeauftragte im Bereich des Landkreises Emsland 

(Stand 16.11.2022) 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

-------------------------------------------------- 
 
 

B. Bekanntmachungen der Städte, Ge-
meinden und Samtgemeinden 

 
3 2. Änderung der Satzung über die Entschä-

digung für Ehrenbeamte und sonstige eh-
renamtlich tätige Funktionsträger und Mit-
glieder der Freiwilligen Feuerwehr der 
Samtgemeinde Dörpen 

 
Aufgrund der §§ 10, 38, 44 und 58 des Niedersächsisches Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 
in der z. Zt. gültigen Fassung, und § 33 des Niedersächsisches 
Gesetz über den Brandschutz und die Hilfeleistung der Feuerwehr 
(NBrandSchG) vom 18. Juli 2012 in der z. Zt. gültigen Fassung, 
hat der Rat der Samtgemeinde Dörpen am 20.09.2022 folgende 
2. Änderung der Satzung beschlossen: 
 

§ 1  
Aufwandsentschädigungen 

 
Hinweis: Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die 
gleichzeitige Verwendung der Sprachformen männlich, weiblich 
und divers verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten 
gleichermaßen für alle Geschlechter. 
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(1) Die Ehrenbeamten und die sonstigen ehrenamtlich tätigen 
Funktionsträger der Freiwilligen Feuerwehr erhalten monat-
lich: 
a)  Gemeindebrandmeister 200,00 Euro 
b)  Stellv. Gemeindebrandmeister 100,00 Euro 
c)  Sicherheitsbeauftragter 30,00 Euro 
d)  Pressewart 30,00 Euro 
e)  Funktionsträger in der Schwerpunktfeuerwehr 

-  Ortsbrandmeister  140,00 Euro 
-  Stellv. Ortsbrandmeister  80,00 Euro 
-  Gerätewart 1, 2, 3  40,00 Euro 
-  Atemschutzgerätewart 1, 2  40,00 Euro 

f)  Funktionsträger in der Stützpunktfeuerwehr 
-  Ortsbrandmeister  120,00 Euro 
-  Stellv. Ortsbrandmeister  65,00 Euro 
-  Gerätewart 1, 2  30,00 Euro 
-  Atemschutzgerätewart 1, 2  30,00 Euro 

 
(2)  Ist der Stellv. Gemeindebrandmeister gleichzeitig Ortsbrand-

meister oder Stellv. Ortsbrandmeister, so erhält er für die 
Funktion als Stellv. Gemeindebrandmeister die Hälfte der für 
diese Funktion festgesetzten Aufwandsentschädigung. 

 
§ 2 

Entschädigung bei Verhinderung 
 
(1)  Ist der Empfänger einer Aufwandsentschädigung ununterbro-

chen länger als 3 Monate verhindert seine Funktion wahrzu-
nehmen, entfällt die Zahlung der Aufwandsentschädigung mit 
dem Ablauf des dritten auf den Beginn der Verhinderung fol-
genden Monats. Erholungsurlaub bleibt außer Betracht. 

 
(2)  Nimmt der Vertreter die Funktion ununterbrochen länger als 3 

Monate wahr, erhält er für die darüberhinausgehende Zeit 75 
% der für den Vertretenen festgesetzten Aufwandsentschädi-
gung. Eine nach § 1 an den Vertreter zu zahlende Aufwands-
entschädigung ist anzurechnen. 

 
§ 3 

Abgeltung der Auslagen und des Verdienstausfalls 
 
(1)  Mit der Zahlung der Aufwandsentschädigung sind grundsätz-

lich alle mit der Funktion als Ehrenbeamter bzw. mit der eh-
renamtlichen Funktion verbundenen Auslagen sowie des Ver-
dienstausfalles abgegolten. 

 
(2)  Bei Fällen außergewöhnlicher Belastungen und für bestimmte 

Tätigkeiten des Funktionsträgers, deren Ausmaß nicht vorher-
sehbar ist, wird der sich ergebende nachweisbare Verdienst-
ausfall bis zu 15 Euro je Stunde, höchstens 90 Euro pro Tag, 
erstattet. 

 
(3)  Bei genehmigten Dienstreisen außerhalb des Samtgemeinde-

gebietes wird auf Antrag Reisekostenvergütung nach dem 
Bundesreisekostengesetz gewährt. 

 
§ 4 

Entschädigung von Mitgliedern 
 
(1)  Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr erhalten in anderen als 

den in § 32 und 33 NBrandSchG genannten Fällen auf Antrag 
den infolge des Feuerwehrdienstes entstandenen nachgewie-
senen Verdienstausfall bis zu einem Betrag von 15 Euro je 
angefangene Stunde, höchstens jedoch 90 Euro pro Tag. 

 
(2)  Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr, die wegen des Feuer-

wehrdienstes oder einer auf den Feuerwehrdienst zurückzu-
führenden Erkrankung mindestens ein im Haushalt lebendes 
Kind unter 10 Jahren nicht selbst in gewohntem Umfang be-
treuen können, werden auf Antrag die nachgewiesenen Auf-
wendungen für die Betreuung bis zu einem Höchstsatz von 8 
Euro je angefangene Stunde ersetzt, höchstens 72 Euro im 
Monat. 

 

§ 5 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 01.10.2022 in Kraft. 
 
 Dörpen, 05.01.2023 
 

SAMTGEMEINDE DÖRPEN 
 
Hermann Wocken  
Samtgemeindebürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
4 Bekanntmachung von Bebauungsplänen 

der Gemeinde Emsbüren; 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 82 „Gewerbe-/Indust-
riegebiet – Teil II“ Am Tiggelwerk 

 
Der Rat der Gemeinde Emsbüren hat in seiner Sitzung am 
14.07.2022 die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 82 mit der 
Begründung nebst Anlagen gem. § 10 Baugesetzbuch (BauGB) 
als Satzung beschlossen.  
 
Der Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplanes ist im nachfol-
genden Übersichtsplan dargestellt:  
 

 
 
Grundlage des Übersichtsplanes: Auszug aus den Geodaten des 
Landesamtes für Geoinformation und Landesvermessung Nieder-
sachsen (LGLN), RD Osnabrück-Meppen, Katasteramt Lingen 
(Ems). 
 
Der Beschluss wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BauGB öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 82 einschließlich der 
Begründung nebst Anlagen liegt während der Öffnungszeiten im 
Rathaus, Magistratstr. 5, 48488 Emsbüren, 1. OG, Fachbereich 
Planen und Bauen, Zimmer 123 bzw. 127, zu jedermanns Ein-
sichtnahme aus. 
Jedermann kann über den Inhalt des Bebauungsplanes Auskunft 
verlangen.  
 
Mit dieser Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB tritt der  
o.a. Bebauungsplan in Kraft. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 sowie Abs. 4 BauGB über die 
fristgemäße  
Geltendmachung von Entschädigungsansprüchen für die in den 
§§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile und über 
das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 
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Gem. § 215 Abs. 2 BauGB wird außerdem darauf hingewiesen, 
dass eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Be-
rücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes, ein nach § 214 Abs. 2a beachtlicher 
Fehler und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorganges unbeachtlich sind, wenn sie nicht in-
nerhalb eines Jahres seit dem Veröffentlichungsdatum dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde Emsbüren 
geltend gemacht werden.  
 
Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist 
darzulegen. 
 
 Emsbüren, 09.01.2023 
 
Gemeinde Emsbüren  
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
5 Bekanntmachung der Gemeinde Emsbü-

ren; Bebauungsplan Nr. 164 „Baugebiet 
östlich Am Steinkamp“ (Bebauungsplan 
gem. § 13b BauGB); hier: 1. Bekanntma-
chung des Aufstellungsbeschlusses gem.  
§ 2 I BauGB; 2. Öffentliche Auslegung des 
Bauleitplanentwurfes gem. § 3 II BauGB; 
Bekanntmachung des Aufstellungsbe-
schlusses gem. § 2 I BauGB 

 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Emsbüren hat am 
21.06.2022 den Aufstellungsbeschluss gem. § 2 I BauGB für den 
Bebauungsplan Nr. 164 gefasst. Es sollen weitere Wohnbauflä-
chen festgesetzt werden. 
 
Öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes gem. § 3 II BauGB 
 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Emsbüren hat in seiner 
Sitzung am 13.12.2022 den Entwurf des o. a. Bauleitplanes sowie 
dessen öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB beschlossen. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes inkl. Begründung liegt zu je-
dermanns Einsicht in der Zeit vom  
 

27.01.2023 bis zum 27.02.2023 (einschließlich) 
 
bei der Gemeinde Emsbüren, Rathaus, Magistratstraße 5, Zi. 121, 
während der Dienststunden *) öffentlich aus.  
 
Die Planungsunterlagen werden außerdem für die Dauer der Aus-
legung auf der Internetseite der Gemeinde Emsbüren (www.ems-
bueren.de) unter dem Menüpunkt „Rathaus & Service – Bekannt-
machungen“ eingestellt und über das zentrale Internetportal des 
Landes Niedersachsen (https://uvp.niedersachsen.de) zugänglich 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Bebauungsplan im be-
schleunigten Verfahren unter Einbeziehung einer Außenbereichs-
fläche gem. § 13b BauGB ohne Durchführung einer Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt werden soll. 
 
Innerhalb des öffentlichen Beteiligungsverfahrens sind gemäß § 3 
Abs. 1 Satz 2 BauGB in Verbindung mit § 36 Niedersächsisches 
Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) auch Kinder und Ju-
gendliche zur Beteiligung aufgerufen.  
 
Der Geltungsbereich des Auslegungsentwurfes ist in dem beige-
fügten Plan dargestellt. Es wird darauf hingewiesen, dass der Be-
bauungsplan Nr. 143 teilweise überplant wird. 
 

 
 
Während der Auslegungsfrist kann jedermann die Planunterlagen 
einsehen und Stellungnahmen schriftlich, per E-Mail oder wäh-
rend der Dienststunden zur Niederschrift abgeben. Es wird darauf 
hingewiesen, dass nicht innerhalb der Auslegungsfrist abgege-
bene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über die Bauleit-
pläne unberücksichtigt bleiben können, sofern die Gemeinde de-
ren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren 
Inhalt für die Rechtmäßigkeit der Bauleitpläne nicht von Bedeu-
tung ist. 
 
 Emsbüren, 06.01.2023 
 
GEMEINDE EMSBÜREN 
Der Bürgermeister 
 
*)  vormittags 
 Mo. - Fr.  8.00 Uhr – 12.00 Uhr 
 nachmittags 
 Mo., Di. u. Mi.  14.00 Uhr – 16.00 Uhr 
 Do.  14.00 Uhr – 18.00 Uhr 
 und nach Vereinbarung 

 
-------------------------------------------------- 

 
 
6 Bauleitplanung der Gemeinde Emsbüren, 

Landkreis Emsland; 56. Flächennutzungs-
planänderung (Darstellung von gewerbli-
chen Bauflächen Am Tiggelwerk)  

 
Der Landkreis Emsland hat mit Verfügung vom 02.01.2023  
(Az.: 65-610-402-01/56) die vom Rat der Gemeinde Emsbüren am 
14.07.2022 beschlossene 56. Änderung des Flächennutzungspla-
nes (Darstellung von gewerblichen Bauflächen Am Tiggelwerk) 
nebst Begründung gemäß § 6 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) ge-
nehmigt. 
 
Der Geltungsbereich der 56. Änderung des Flächennutzungspla-
nes ist in dem nachfolgenden Übersichtsplan dargestellt: 
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Grundlage des Übersichtsplanes: Auszug aus den Geodaten des 
Landesamtes für Geoinformation und Landesvermessung Nieder-
sachsen (LGLN), RD Osnabrück-Meppen, Katasteramt Lingen 
(Ems). 
 
Mit dieser Bekanntmachung nach § 6 Abs. 5 BauGB wird die  
o. g. Änderung des Flächennutzungsplanes wirksam. 
 
Die genehmigte 56. Änderung des Flächennutzungsplanes nebst 
Begründung einschl. Umweltbericht und zusammenfassende Er-
klärung kann gem. § 6 Abs. 5 BauGB während der Öffnungszeiten 
im Rathaus, Magistratstraße 5, 48488 Emsbüren, 1. OG, Fachbe-
reich Planen und Bauen, Zimmer 123 bzw. 127, von jedermann 
eingesehen werden. Jedermann kann über den Inhalt der Flä-
chennutzungsplanänderung Auskunft verlangen.  
 
Gem. § 215 Abs. 2 BauGB wird außerdem darauf hingewiesen, 
dass eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Be-
rücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges unbeachtlich sind, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dem Veröffentlichungs-
datum dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Ge-
meinde Emsbüren geltend gemacht werden.  
 
Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- und Form-
vorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist 
darzulegen. 
 
 Emsbüren, 09.01.2023 
 
GEMEINDE EMSBÜREN  
Der Bürgermeister “ 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
7 Bekanntmachung der Gemeinde Emsbü-

ren; 62. Flächennutzungsplanänderung 
(Teilaufhebung gewerblicher Flächen bei 
der Fa. Emsflower); 2. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 130 „Gebietsentwick-
lung Emsbüren – Autobahnkreuz A 30 / A 
31“ – Teil XI“ – Teilaufhebung; hier: Öffent-
liche Auslegung der Bauleitplanentwürfe 
gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) 

 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Emsbüren hat in seiner 
Sitzung am 13.12.2022 die Entwürfe der o. a. Bauleitpläne sowie 
deren öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB beschlossen. 
Die Entwürfe der Bauleitpläne sowie die unten bezeichneten Plan-
unterlagen liegen zu jedermanns Einsicht in der Zeit vom  
 

27.01.2023 bis zum 27.02.2023 (einschließlich) 
 
bei der Gemeinde Emsbüren, Rathaus, Magistratstraße 5, Zi. 121, 
während der Dienststunden *) öffentlich aus.  
 
Die Planungsunterlagen werden außerdem für die Dauer der Aus-
legung auf der Internetseite der Gemeinde Emsbüren (www.ems-
bueren.de) unter dem Menüpunkt „Rathaus & Service – Bekannt-
machungen“ eingestellt und über das zentrale Internetportal des 
Landes Niedersachsen (https://uvp.niedersachsen.de) zugänglich 
gemacht. 
 

Die ausgelegten Planunterlagen umfassen 
• die Entwürfe der Bauleitpläne (Planzeichnungen)  
• die Entwurfsbegründungen inkl. Umweltbericht 
• das Gesamtentwässerungskonzept (ARU; 19.07.2022) 
• die bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen 

von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange aus 
dem frühzeitigen Beteiligungsverfahren gem.  
§ 4 (1) BauGB - siehe Abwägungsvorlage IPW  
v. 01.11.2022 zum Verfahren gem. §§ 3 Abs.1 und 4  
Abs. 1 BauGB 

 
Folgende umweltbezogene Informationen liegen vor und können 
zusammen mit den Planunterlagen eingesehen werden: 
 
1.  Umweltberichte (Bebauungsplan und Flächennutzungs-

planänderung) mit Bestandsaufnahme und -bewertung zu fol-
genden Schutzgütern inkl. Wirkungsprognose und umweltre-
levanten Maßnahmen (IPW Ingenieurplanung GmbH jeweils 
vom 14.10.2022):  

 
- Menschen, menschliche Gesundheit, Emissionen 
- Tiere und Pflanzen, Biologische Vielfalt, Arten sowie 

Schutzgebiete und -objekte 
- Fläche, Boden, Wasser, Klima und Luft 
- Landschaft 
- Kultur- und sonstige Sachgüter 
- Europäisches Netz – Natura 2000  
- Wechselwirkungen 
- Anfälligkeit für schwere Unfälle / Katastrophen 

 
2.  Gesamtentwässerungskonzept (ARU vom 19.07.2022) 
 
3.  Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentli-

cher Belange aus der frühzeitigen Beteiligung gemäß  
§ 4 Abs. 1 BauGB 
a) Landkreis Emsland vom 27.09.2022 (Wasserwirtschaft) 

 
Innerhalb des öffentlichen Beteiligungsverfahrens sind gemäß § 3 
Abs. 1 Satz 2 BauGB in Verbindung mit § 36 Niedersächsisches 
Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) auch Kinder und Ju-
gendliche zur Beteiligung aufgerufen.  
 
Die Geltungsbereiche der Auslegungsentwürfe sind in dem beige-
fügten Plan dargestellt. Es wird darauf hingewiesen, dass der Be-
bauungsplan Nr. 130 teilweise aufgehoben wird. 
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Während der Auslegungsfrist kann jedermann die Planunterlagen 
einsehen und Stellungnahmen schriftlich, per E-Mail oder wäh-
rend der Dienststunden zur Niederschrift abgeben. Es wird darauf 
hingewiesen, dass nicht innerhalb der Auslegungsfrist abgege-
bene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über die Bauleit-
pläne unberücksichtigt bleiben können, sofern die Gemeinde de-
ren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren 
Inhalt für die Rechtmäßigkeit der Bauleitpläne nicht von Bedeu-
tung ist. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass – bei Flächennutzungsplänen - 
eine Vereinigung im Sinne des § 4 (3) Satz 1 Nr. 2 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) in einem Rechtsbehelfsverfah-
ren nach § 7 (2) UmwRG gem. § 7 (3) Satz 1 UmwRG mit allen 
Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der Ausle-
gungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber 
hätte geltend machen können. 
 
 Emsbüren, 06.01.2023 
 
GEMEINDE EMSBÜREN 
Der Bürgermeister 
 
*)  vormittags 
 Mo.-Fr. 8.00 Uhr – 12.00 Uhr 
 nachmittags 
 Mo., Di. u. Mi.  14.00 Uhr – 16.00 Uhr 
 Do.  14.00 Uhr – 18.00 Uhr 
 und nach Vereinbarung 

 
-------------------------------------------------- 

 
 
8 Hauptsatzung der Gemeinde Esterwegen 
 
Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. 
GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.03.2022 
(Nds. GVBl. S. 191), hat der Rat der Gemeinde Esterwegen in 
seiner Sitzung am 13.12.2022 folgende Hauptsatzung beschlos-
sen: 
 

§ 1 
Bezeichnung und Name, Rechtsstellung 

 
1) Die Gemeinde führt die Bezeichnung und den Namen „Ge-

meinde Esterwegen“. 
 
2) Sie ist Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde Nordhümmling. 
 
3) Die Gemeinde Esterwegen ist eine Gebietskörperschaft mit 

dem Recht der Selbstverwaltung. 
 

§ 2 
Hoheitszeichen, Dienstsiegel 

 
1) Das Wappen der Gemeinde Esterwegen zeigt in rotem Feld 

eine silberne Buche, deren Stamm vorn von einem silbernen 
Johanniterkreuz begleitet wird. 

 
2) Die Farben der Gemeinde sind rot und silber. 
 
3) Die Flagge ist von Rot über Silber geteilt, belegt mit dem Wap-

pen der Gemeinde. 
 
4) Das Dienstsiegel enthält das Wappen mit der Umschrift 

„GEMEINDE ESTERWEGEN Landkreis Emsland“. 
 
5) Eine Verwendung des Gemeindenamens, des Wappens und 

der Flagge zu nichtbehördlichen Zwecken ist nur mit Geneh-
migung der Gemeinde zulässig. 

 

§ 3 
Ratszuständigkeiten 

 
1) Der Beschlussfassung des Rates bedürfen 
 

a) die Festlegung privater Entgelte i.S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 8 
NKomVG, deren jährliches Aufkommen den Betrag von 
10.000,00 EURO voraussichtlich übersteigt, 

 
b) Rechtsgeschäfte i.S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, de-

ren Vermögenswert in Höhe von 5.000,00 EURO über-
steigt, 

 
c) Rechtsgeschäfte i.S. d § 58 Abs. 1. Nr. 16 NKomVG, de-

ren Vermögenswert die Höhe von 5.000,00 EURO über-
steigt, soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden 
Verwaltung handelt,  

 
d) Verträge i.S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG, deren Ver-

mögenswert die Höhe von 5.000,00 EURO übersteigt, so-
weit diese nicht aufgrund einer förmlichen Ausschreibung 
abgeschlossen werden. 

 
2) Abgrenzung der Geschäfte der laufenden Verwaltung: Sons-

tige Rechtsgeschäfte, bei denen im Einzelfall 15.000,00 € 
nicht überschritten werden. Zu den Geschäften der laufenden 
Verwaltung zählen solche, die nicht von grundsätzlicher, über 
den Einzelfall hinausgehender Bedeutung sind und deshalb 
keine besondere Beurteilung erfordern, sondern mit einer ge-
wissen Regelmäßigkeit wiederkehren, nach feststehenden 
Verwaltungswegen erledigt werden und für die Gemeinde 
sachlich und finanziell nicht von erheblicher Bedeutung sind. 

 
 Dazu gehören auch:  
 

a) Die Erteilung von Prozessvollmachten und Löschungs-
bewilligungen, Einreichung von Klagen vor Gerichten 
und Einlegen von Rechtsmitteln, Erteilung von Abtre-
tungs- und Vorrangeinräumungserklärungen, 

 
b) sonstige Rechtsgeschäfte, bei denen im einzelnen fol-

gende Wertgrenzen nicht überschritten werden:  
 

b.1) Niederschlagungen (zeitweiliger  
 Verzicht auf Beitreibung) unbegrenzt, 
 
b.2) Abschluss von Miet- und  
 Pachtverträgen 10.000,00 €, 
 (Jahresbeträge) 
 
b.3) Stundung von Forderungen  
 bis 6 Monate  unbegrenzt,  
 
b.4) Lieferungen und Leistungen  
 im Rahmen des Haushalts- 
 planes bis zu  15.000,00 €, 
 bei Bau- und Unterhaltungs- 
 maßnahmen bis zu  30.000,00 € 

 
§ 4 

Anregungen und Beschwerden 
 
1) Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 

NKomVG von mehreren Personen bei der Gemeinde gemein-
schaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu benennen, 
die sie gegenüber der Gemeinde vertritt. Bei mehr als fünf An-
tragstellern können bis zu zwei Vertreter benannt werden. 

 
2) Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anfor-

derungen des Absatzes 1 nicht entsprochen ist. 
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3) Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten 
der Gemeinde Esterwegen zum Gegenstand haben, sind 
nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss von 
dem Bürgermeister ohne Beratung den Antragstellern mit Be-
gründung zurückzugeben. Dies gilt auch für Eingaben, die we-
der Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z.B. 
Fragen, Erklärungen, Absichten usw.). 

 
4) Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel 

verfolgen oder gegen die guten Sitten verstoßen, sind nach 
Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss ohne Be-
ratung zurückzuweisen.  

 
5) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn 

das Antragsbegehren Gegenstand eines noch nicht abge-
schlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens o-
der eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürgerentschei-
des ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder 
Beschwerden kein neues Sachvorbringen enthält. 

 
6) Die Erledigung der Anregungen und Beschwerden wird dem 

Verwaltungsausschuss übertragen, sofern für die Angelegen-
heiten nicht der Rat gem. § 58 Abs. 1 NKomVG ausschließlich 
zuständig ist. Der Rat und der Verwaltungsausschuss können 
Anregungen oder Beschwerden zur Mitberatung an die zu-
ständigen Fachausschüsse überweisen. 

 
§ 5 

Verkündigungen und öffentliche Bekanntmachungen 
 
1) Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennut-

zungsplänen sowie öffentliche Bekanntmachungen der Ge-
meinde Esterwegen werden - soweit durch Rechtsvorschriften 
nichts anderes bestimmt ist - nach § 11 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 
4 Satz 1 NkomVG im Internet unter der Adresse 
https://www.emsland.de/amtsblatt im elektronischen Amts-
blatt für den Landkreis Emsland verkündet bzw. bekannt ge-
macht. 

 
2) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteil von Satzun-

gen, so kann die Verkündigung dieser Teile dadurch ersetzt 
werden, dass sie im Rathaus der Gemeinde Esterwegen wäh-
rend der Dienststunden öffentlich ausgelegt werden. In der 
Satzung wird der Inhalt dieser Bestandsteile grob umschrie-
ben. Bei Veröffentlichung der Satzung wird auf die Ersatzbe-
kanntmachung mit Ort, Zeitpunkt und Dauer hingewiesen.  

 
3) Ortsübliche Bekanntmachungen und öffentliche Bekanntma-

chungen nach anderen Rechtsvorschriften als dem NKomVG 
werden durch Aushang in den amtlichen Bekanntmachungs-
kästen der Gemeinde Esterwegen nach nachfolgenden 
Standorten veröffentlicht: 

 
• Rathaus (neben dem Haupteingang), Poststraße 13,  

Esterwegen,  
• im Bereich der katholischen Kirche, An der Kirche,  

Esterwegen  
•  sowie im Ortsteil Heidbrücken, Heidbrücken 34/ 

Grenzbereich Hauptstraße, Breddenberg  
 
Die Dauer des Aushangs beträgt eine Woche, soweit durch 
Rechtsvorschriften nicht etwas anderes bestimmt ist. 
 

§ 6 
Einwohnerversammlungen 

 
Bei Bedarf unterrichtet der Bürgermeister die Einwohner durch 
Einwohnerversammlungen für die ganze Gemeinde oder für Teile 
der Gemeinde. 
Ort, Zeit und Gegenstand von Einwohnerversammlungen sind im 
Sinne des § 5 mindestens 7 Tage vor der Veranstaltung öffentlich 
bekannt zu machen. 
 
Weitergehende Vorschriften über förmliche Beteiligungs- und An-
hörungsverfahren bleiben unberührt.  
 

§ 7 
Funktionsbezeichnungen in weiblicher Form 

 
Funktionsbezeichnungen, die in dieser Hauptsatzung oder in 
sonstigen Bekanntmachungen oder Veröffentlichungen der Ge-
meinde in männlicher Form bezeichnet sind, werden im amtlichen 
Sprachgebrauch in der jeweils zutreffenden weiblichen oder 
männlichen Sprachform verwendet. 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 15.02.2022 außer 
Kraft. 
 
 Esterwegen, 13.12.2022 
 

GEMEINDE ESTERWEGEN 
 
Heinrich Thomes Christoph Hüntelmann 
Bürgermeister Gemeindedirektor 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
9 Satzung über die Erhebung der Vergnü-

gungssteuer der Gemeinde Esterwegen 
 
Inhalt 
 
§1  Steuergegenstand 2 
§ 2 Steuerbefreite Veranstaltungen 3 
§ 3 Steuerschuldner 3 
§ 4 Erhebungsformen 4 
§ 5  Beginn und Ende der sachlichen Steuerpflicht 4 
§ 6  Bemessungsgrundlage 5 
§7  Steuersätze 6 
§ 8  Erhebungszeitraum 7 
§ 9  Entstehung der Steuerschuld und Fälligkeit 7 
§ 10  Steuererklärung und Steuerfestsetzung 8 
§ 11  Anzeige- und Aufbewahrungspflichten 8 
§ 12  Ausgabe von Eintrittskarten 9 
§ 13  Sicherheitsleistung 10 
§ 14  Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 10 
§ 15  Datenverarbeitung 10 
§ 16  Ordnungswidrigkeiten 11 
§ 17  Inkrafttreten 11 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17. De-
zember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 23.03.2022 (Nds. GVBl. S. 191) und der §§ 1, 2 und 3 des 
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der 
Fassung vom 20. April 2017 (Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert 
durch Art. 6 des Gesetzes vom 13. Oktober 2021 (Nds. GVBl. S. 
700) hat der Rat der Gemeinde Esterwegen in seiner Sitzung vom 
13. Dezember 2022 folgende Änderungssatzung beschlossen: 
 

§1 
Steuergegenstand 

 
Die Gemeinde Esterwegen erhebt Vergnügungssteuer für die fol-

genden im Gebiet der Gemeinde durchgeführten Veranstal-
tungen gewerblicher Art: 

 
1. Veranstaltungen von Schönheitstänzen (z. Bsp. Burlesque, 

Table Dances), Schaustellungen von Personen und Darbie-
tungen ähnlicher Art, sowie Sex- und Erotikmessen; 

2. Tanz- und karnevalistische Veranstaltungen, Diskothekenbe-
trieb und Veranstaltungen, die Tanz ermöglichen; 

3. Vorführungen von Filmen – unabhängig von der Art der Auf-
zeichnung und Wiedergabe – die nicht von der obersten Lan-
desbehörde nach den §§ 11, 12 und 14 Jugend-schutzgesetz 
(JuSchG) vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2730), in der jeweils 
gültigen Fassung, gekennzeichnet worden sind; 
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4. das Ausspielen von Geld oder Gegenständen in Spielclubs  
oder ähnlichen Einrichtungen, soweit nicht von den Nr. 6 und 
7 erfasst; 

5. Catcher-, Ringkamp- und Boxkampfveranstaltungen, wenn 
Personen auftreten, die solche Kämpfe berufs- oder gewerbs-
mäßig ausführen; 

6. die entgeltliche Benutzung von Wettterminals, Spiel-, Ge-
schicklichkeits- und Unterhaltungsapparaten, -geräten und  
-automaten einschließlich der Apparate, Geräte und Automa-
ten zur Ausspielung von Geld und Gegenständen (Spielge-
räte) in Spielhallen und ähnlichen Unternehmen im Sinne des 
§ 33 i der Gewerbeordnung (GewO) vom 22. Februar 1999 
(BGBL. I S. 202), in der jeweils gültigen Fassung, und darüber 
hinaus von allen Spielgeräten mit und ohne Gewinnmöglich-
keit an allen anderen Aufstellorten, soweit sie der Öffentlich-
keit im Satzungsgebiet zugänglich sind; 

7. die entgeltliche Benutzung von elektronischen multifunktiona-
len Bildschirmgeräten (z. Bsp. Computer-, Videospiele, Simu-
latoren oder Ähnliches) in Spielhallen, ähnlichen Unterneh-
men im Sinne von § 33 i GewO vom 22. Februar 1999  
(BGBL. I S. 202), in der jeweils gültigen Fassung, und an allen 
anderen Aufstellorten, soweit sie der Öffentlichkeit im Sat-
zungsgebiet zugänglich sind, die das Spiel am Einzelgerät  
oder durch Vernetzung mit anderen örtlichen Geräten (LAN) 
oder im Internet ermöglichen. 

 
§ 2  

Steuerbefreite Veranstaltungen 
 
Von der Steuer befreit sind: 
 
1. Veranstaltungen, die von kulturellen Organisationen oder 

Filmclubs durchgeführt werden, wenn der Zweck der Veran-
staltung ausschließlich in der Darstellung kultureller, wissen-
schaftlicher oder künstlerischer Bildungsfragen und in der Dis-
kussion oder Belehrung darüber besteht. 

2. Veranstaltungen, bei denen überwiegend Filme vorgeführt 
werden, die 
a. von der von den Ländern für das Bundesgebiet gebildeten 

Bewertungsstelle als „wertvoll“ oder „besonders wertvoll“ 
anerkannt worden sind oder 

b. von Bund, Ländern, Gemeinden oder der Filmförderungs-
anstalt (Körperschaft des öffentlichen Rechts) gefördert 
worden sind. 

 Das Gleiche gilt für das Vorführen von Aufzeichnungen dieser 
Filme auf anderen Datenträgern. 

3. Familienfeiern, Betriebsfeiern und nicht gewerbsmäßige Ver-
anstaltungen von Vereinen i. S. d. § 21 Bürgerliches Gesetz-
buch (BGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), in der 
jeweils geltenden Fassung, deren Vereinszweck die Jugend-
pflege, der Jugendschutz, die Leibeserziehung, die Kultur-
pflege, die Heimatpflege, die Landschaftspflege, die Pflege 
des Brauchtums, die Berufsertüchtigung oder die nicht ge-
werbsmäßige Pflege der Unterhaltung und Geselligkeit ist. 

4. Veranstaltungen, deren Überschuss vollständig und unmittel-
bar zu gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken 
im Sinne der §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung (AO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002  
(BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), in der jeweils gültigen Fas-
sung, verwendet wird, wenn der Zweck bei der Anmeldung 
nach § 11 angegeben worden ist und der verwendete Betrag 
mindestens die Höhe der Steuer erreicht.  

5. Veranstaltungen auf Schützen-, Volks-, Garten-, Straßenfes-
ten oder ähnlichen Festen; außer Veranstaltungen nach § 1 
Nr. 1, 3 bis 5. 

6. der Betrieb von Spielgeräten in Einrichtungen, die der Spiel-
bankabgabe unterliegen. 

7. Veranstaltungen, die in der Zeit vom 29. April bis 02. Mai aus 
Anlass des 1. Mai von politischen oder gewerkschaftlichen Or-
ganisationen, von Behörden oder von Betrieben durchgeführt 
werden. 

8. Kegel- und Bowlingbahnen, sonstige Sportspielgeräte sowie 
Musikautomaten und Kinderspielgeräte. 

 

§ 3 Steuerschuldner 
 
1. Steuerschuldner ist der Unternehmer der Veranstaltung. 
2. Steuerschuldner ist bei Spielgeräten i. S. von § 1 Nrn. 6 und 

7 derjenige, dem die Einnahmen zufließen. 
3. Steuerschuldner sind auch 

a. der Besitzer der Räumlichkeiten, in denen die Spielgeräte 
i. S. von § 1 Nrn. 6 und 7 aufgestellt sind, wenn er für die 
Gestattung der Aufstellung ein Entgelt oder einen sonsti-
gen Vorteil erhält; 

b. der wirtschaftliche Eigentümer der Spielgeräte i. S. von  
§ 1 Nrn. 6 und 7; 

c. der Besitzer der Räume oder Grundstücke, in denen die 
Veranstaltung stattfindet, wenn er im Rahmen der Veran-
staltung Speisen oder Getränke verkauft oder unmittelbar 
an den Einnahmen oder dem Ertrag aus der Veranstal-
tung beteiligt ist. 

4. Die Steuerschuldner sind Gesamtschuldner im Sinne des § 44 
AO i. V. m. § 11 Abs. 1 Nr. 2 b Niedersächsisches Kommunal-
abgabengesetz (NKAG) in der Fassung vom 20. April 2017 
(Nds. GVBl. S. 121), in der jeweils gültigen Fassung. 

 
§ 4  

Erhebungsformen 
 
1. Die Steuer wird erhoben als 

• Kartensteuer 
• Steuer nach Veranstaltungsfläche 
• Steuer nach der Roheinnahme 
• Spielgerätesteuer 

 
2. Als Kartensteuer wird die Steuer bei Veranstaltungen nach  

§ 1 Nrn. 1 bis 3 und Nr. 5 erhoben, wenn die Teilnahme an 
der Veranstaltung von dem Erwerb von Eintrittskarten oder 
sonstigen Ausweisen abhängig ist. Als sonstiger Ausweis gilt 
auch ein vom Veranstalter vorgenommener Stempelabdruck 
am Körper des Teilnehmers. 

3. Als Steuer nach der Veranstaltungsfläche wird die Steuer bei 
Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 bis 3 und Nr. 5 erhoben, so-
fern die Voraussetzungen für die Kartensteuer nicht gegeben 
sind. 

4. Als Steuer nach der Roheinnahme wird die Steuer erhoben 
bei Vorführungen von Filmen nach § 1 Nr. 3 in Kabinen und 
ähnlichen Einrichtungen und bei Veranstaltungen nach § 1  
Nr. 4. 

5. Als Spielgerätesteuer wird die Steuer in den Fällen des § 1 
Nrn. 6 und 7 erhoben. 

 
§ 5  

Beginn und Ende der sachlichen Steuerpflicht 
 
1. Die Steuerpflicht beginnt in den Fällen des § 1 Nrn. 1 bis 5 mit 

Beginn der Veranstaltung, in den Fällen des § 1 Nrn. 6 und 7 
mit der erstmaligen Inbetriebnahme eines Spielgerätes an ei-
nem der in § 1 Nrn. 6 und 7 genannten Aufstellorte. Beginnt 
oder endet die Steuerpflicht im Laufe eines Kalendermonats, 
so ist dieser bei Spielgeräten, die nach § 7 Abs. 4 und 5 zu 
besteuern sind, mitzurechnen. 

2. Die Steuerpflicht endet bei Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1 bis 
5 mit Beendigung der Veranstaltung, bei Spielgeräten nach  
§ 1 Nr. 6 und 7, wenn das Spielgerät endgültig außer Betrieb 
gesetzt wird. 

 
§ 6  

Bemessungsgrundlage 
 
1. Bemessungsgrundlage bei der Kartensteuer (§ 4 Abs. 2) ist 

grundsätzlich die Summe aller auf den ausgegebenen Karten 
oder sonstigen Ausweisen/ Stempeln angegebenen Preise. 
An die Stelle des Kartenpreises tritt das tatsächliche Entgelt, 
wenn dieses nachweisbar höher oder niedriger oder auf der 
Karte/ dem Stempel oder sonstigen Ausweisen nicht angege-
ben ist. 
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2. Entgelt i. S. von Abs. 1 ist die gesamte Vergütung, die für die 
Teilnahme an der Veranstaltung gefordert wird. Zum Entgelt 
gehören auch eine etwa gesondert geforderte Steuer oder die 
Vorverkaufsgebühr. Die in einem Entgelt enthaltenen Beträge 
für Speisen und Getränke bleiben außer Ansatz. 

3. Bei der Besteuerung nach § 4 Abs. 3 ist Bemessungsgrund-
lage die Veranstaltungsfläche. Dazu gehören die für die Vor-
führung und Zuschauer bestimmten Flächen einschl. der 
Ränge, Logen und Galerien, Wandelgänge und Erfrischungs-
räume, nicht da-gegen die Bühnen- und Kassenräume, die 
Kleiderablage und die Toiletten. Findet die Veranstaltung 
ganz oder teilweise im Freien statt, so sind von den im Freien 
gelegenen Flächen nur die für die Vorführung und die Zu-
schauer bestimmten Flächen ein-schließlich der dazwischen-
gelegenen Wege und angrenzenden Veranden, Zelte und 
ähnliche Einrichtungen in die Bemessungsgrundlage einzube-
ziehen. 

4. Bei der Besteuerung nach der Roheinnahme (§ 4 Abs. 4) gilt 
das gesamte Entgelt, das für die Teilnahme an der Veranstal-
tung gefordert wird, als Bemessungsgrundlage. 

5. Bei der Spielgerätesteuer (§ 4 Abs. 5) ist Bemessungsgrund-
lage bei Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit und manipulati-
onssicherem Zählwerk das Einspielergebnis eines jeden Mo-
nats des einzelnen Apparates. Abweichend davon werden 
Spielgeräte mit Gewinnmöglichkeit ohne manipulationssiche-
res Zählwerk und Spielgeräte ohne Gewinnmöglichkeit pau-
schal besteuert (nach Anzahl, Art und Aufstellungsort). 

6. Als Einspielergebnis gilt bei Spielgeräten mit Gewinnmöglich-
keit und manipulationssicheren Zählwerken die Bruttokasse. 
Diese errechnet sich aus der elektronisch gezählten Kasse 
zuzüglich Röhrenentnahme, abzüglich Röhrenauffüllung, 
Falschgeld, Prüftestgeld und Fehlgeld. Prüftestgelder dürfen 
bis zu einer Höhe von 10,00 Euro nur berücksichtigt werden, 
soweit dies für Zwecke der Prüfung nach einer Wartung erfor-
derlich ist; die Erforderlichkeit ist der Gemeinde Esterwegen 
auf Verlangen nachzuweisen. Das negative Einspielergebnis 
eines Apparates im Kalendermonat ist mit dem Wert  
0,00 Euro anzusetzen. 

7. Spielgeräte mit manipulationssicheren Zählwerken sind Ge-
räte, deren Software die Daten lückenlos und fortlaufend auf-
zeichnet, insbesondere Aufstellort, Gerätenummer, Gerätena-
men, Zulassungsnummer, fortlaufende Nummer des jeweili-
gen Ausdrucks, Datum der letzten Kassierung, elektronisch 
gezählte Kasse, Röhreninhalte, Auszahlungsquoten, tägliche 
Betriebsstunden, tägliche Spielzeit am Gerät, Anzahl der ent-
geltpflichtigen Spiele, Freispiele. 

8. Hat ein Spielgerät mehrere Spiel-, Geschicklichkeits- oder Un-
terhaltungseinrichtungen, die unabhängig voneinander und 
zeitgleich ganz oder teilweise nebeneinander entgeltpflichtig 
bespielt werden können, so gilt jede dieser Einrichtungen als 
ein Spielgerät. 

 
§7 

Steuersätze 
 
1. Bei der Kartensteuer und der Steuer nach der Roheinnahme 

beträgt der Steuersatz 
a. bei Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1, 4 und 5 20 v.H. 
b. bei Veranstaltungen nach § 1 Nr. 2 10 v.H. 
c. bei Veranstaltungen nach § 1 Nr. 3  30 v.H. 
 
der Bemessungsgrundlage. 

 
2. Bei der Besteuerung nach der Veranstaltungsfläche beträgt 

der Steuersatz 
a. bei Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1  1,00 Euro 
b. bei Veranstaltungen nach § 1 Nr. 2  0,50 Euro 
c. in allen übrigen Fällen  0,50 Euro 

 
 pro Veranstaltung für jede angefangenen 10 qm Veranstal-

tungsfläche. Für die im Freien gelegenen Teile der Veranstal-
tungsfläche werden 50 v. H. dieser Sätze in Ansatz gebracht. 
Bei Veranstaltungen, die mehrere Tage dauern, wird die 
Steuer für jeden angefangenen Tag besonders erhoben. 

 

3. Bei der Spielgerätesteuer in den Fällen des § 6 Abs. 6 und 7 
beträgt der Steuersatz 12 v.H. des Einspielergebnisses. 

4. Bei Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit und ohne manipulati-
onssicheres Zählwerk beträgt der Steuersatz für jeden ange-
fangenen Kalendermonat und für jedes Gerät unabhängig 
vom Aufstellungsort 180,00 €. 

5. Bei Spielgeräten ohne Gewinnmöglichkeiten beträgt der Steu-
ersatz für jeden angefangenen Kalendermonat und für jedes 
Gerät bei 
a. Geräten ohne Gewinnmöglichkeit, die in Spielhallen  
 aufgestellt sind, mit Ausnahme der Geräte  
 zu Buchstabe c) bis e)  35,00 € 
b. Geräten ohne Gewinnmöglichkeit, die nicht in  
 Spielhallen aufgestellt sind, mit Ausnahme der  
 Geräte zu Buchstabe c) bis e) 20,00 € 
c. Geräten oder vergleichbare Spielsysteme, die mit  
 Weiterspielmarken, Chips, Token oder ähnlichen  
 Spiel-/Wertmarken bespielt werden können,  
 unabhängig vom Aufstellort  10,00 € 
d. Geräten, mit denen Gewalttätigkeiten oder  
 sexuelle Handlungen gegen Menschen dargestellt  
 werden oder die eine Verherrlichung oder  
 Verharmlosung des Krieges zum Gegenstand  
 haben, unabhängig vom Aufstellort 500,00 € 
e. elektronischen multifunktionalen Bildschirmgeräten  
 (PC) ohne Gewinnmöglichkeit, unabhängig vom  
 Aufstellort 10,00 € 

 
§ 8 

Erhebungszeitraum 
 
1. Bei Veranstaltungen i. S. von § 1 Nrn. 1 bis 5 ist Erhebungs-

zeitraum die Zeit vom Beginn bis zum Ende der Veranstal-
tung. 

2. Bei Geräten i. S. von § 1 Nrn. 6 und 7 ist Erhebungszeitraum 
der Kalendermonat. 

3. Die Gemeinde Esterwegen kann widerruflich zulassen, dass 
in den Fällen des Abs. 1, in denen der Steuerschuldner meh-
rere Veranstaltungen durchführt, auch der Kalendermonat als 
Erhebungszeitraum gilt.  

 
§ 9 

Entstehung der Steuerschuld und Fälligkeit 
 
1. Die Steuerschuld entsteht im Falle des § 8 Absätze 1 und 3 

mit Beginn der Veranstaltung und im Falle des § 8 Abs. 2 mit 
Ablauf des jeweiligen Erhebungszeitraumes. 

2. Eine durch schriftlichen Bescheid festgesetzte Vergnügungs-
steuer ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 
Steuerbescheides zu entrichten. 

3. Abweichend von Abs. 1 und 2 wird für Diskotheken, für die 
eine Besteuerung nach § 6 erfolgt, folgendes geregelt: 
a. Die endgültige Festsetzung erfolgt nach Ablauf des Ka-

lenderjahres durch Bescheid. Die Steuer ist innerhalb ei-
nes Monats nach Bekanntgabe des Bescheides fällig, so-
weit sie nicht bereits durch Vorauszahlungen für das Ka-
lenderjahr getilgt ist. Überzahlungen aus geleisteten Vo-
rauszahlungen werden durch Erstattung oder Aufrech-
nung ausgeglichen. 

b. Im Laufe des Kalenderjahres werden zu den Fälligkeiten 
15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. Vorauszahlungen in 
Höhe eines Viertels der voraussichtlich für das Kalender-
jahr festzusetzenden Steuer erhoben. Die voraussichtlich 
festzusetzende Steuer wird hierfür anhand der zu Beginn 
des Jahres aktuellen Veranstaltungsfläche und der vo-
raussichtlichen Zahl der Öffnungstage im Kalender-jahr 
ermittelt. Die Vorauszahlungen entstehen mit Beginn des 
Kalendervierteljahres, in dem die Vorauszahlungen zu 
entrichten sind oder, wenn die Steuerpflicht erst im Laufe 
des Kalendervierteljahres begründet wird, mit Begrün-
dung der Steuerpflicht. 

c. Die Gemeinde Esterwegen kann die Vorauszahlungen im 
Laufe des Kalender-jahres anpassen, wenn sich steuer-
relevante Faktoren ändern. Nachzahlungen aus der An-
passung der Vorauszahlungen sind innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe des Vorauszahlungsbescheides 
fällig.  
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§ 10 
Steuererklärung und Steuerfestsetzung 

 
1. Der Steuerschuldner (§ 3) hat innerhalb von 10 Tagen nach 

Ablauf des Erhebungszeitraums eine Steuererklärung auf ei-
nem von der Gemeinde Esterwegen vorgeschriebenen Vor-
druck einzureichen. 

2. Die Gemeinde Esterwegen setzt die Steuer durch schriftlichen 
Bescheid fest. 

3. Bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit ist der letzte Tag des 
jeweiligen Erhebungszeitraumes als Auslesetag der elektro-
nisch gezählten Kasse zugrunde zu legen. Für den folgenden 
Erhebungszeitraum ist lückenlos an den Auslesezeitpunkt des 
Auslesetages des vorherigen Erhebungszeitraumes anzu-
schließen. Der Steuererklärung im Sinne des Abs. 1 sind die 
Zählwerksausdrucke für den Erhebungszeitraum in Kopie o-
der als Datei beizufügen. Die Ausdrucke müssen mindestens 
folgende Angaben enthalten: 
• Aufstellort 
• Gerätenummer 
• Gerätenamen 
• Zulassungsnummer 
• Fortlaufende Nummer des jeweiligen Ausdrucks 
• Datum der letzten Kassierung 
• Elektronisch gezählte Kasse 
• Röhreninhalte 
 

 Die Eintragungen in der Selbsterklärung sind getrennt nach 
Aufstellorten und anschließend aufsteigend nach Zulassungs-
nummern vorzunehmen. Die Zählwerksausdrucke sind ent-
sprechend der Vergnügungssteuererklärung zu sortieren. 

 
 Die vorgenannten Daten können nach vorheriger Zustimmung 

der Gemeinde auch auf elektronischem Wege übermittelt wer-
den. 

 
4. Tritt im Laufe eines Erhebungszeitraums an die Stelle eines 

Apparates/Automaten ohne Gewinnmöglichkeit ein gleicharti-
ger Apparat/Automat, so wird die hierfür festzusetzende 
Steuer für den Erhebungszeitraum nur einmal erhoben. 

5. Gibt der Steuerschuldner seine Steuererklärung nicht, nicht 
rechnerisch richtig, nicht rechtzeitig oder nicht vollständig ab, 
so kann die Gemeinde Esterwegen von den Möglichkeiten der 
Schätzung der Bemessungsgrundlage und der Festsetzung 
von Verspätungszuschlägen nach den Vorschriften der Abga-
benordnung Gebrauch machen. 

 
§ 11 

Anzeige- und Aufbewahrungspflichten 
 
1. Der Steuerschuldner hat die erstmalige Inbetriebnahme von 

Spielgeräten nach § 1 Nr. 6 und 7 hinsichtlich der Art und An-
zahl der Spielgeräte an einem Aufstellort bis zum 10. Tag des 
folgenden Kalendermonats anzuzeigen. Die Anzeige muss 
die Bezeichnung des Spielgerätes (Geräteart), den Gerätena-
men, den Aufstellort, den Zeitpunkt der Inbetriebnahme und 
bei Geräten mit Gewinnmöglichkeit zusätzlich die Zulas-
sungsnummer enthalten. Die Anmeldung gilt für die gesamte 
Betriebszeit des und eines im Austausch an seine Stelle tre-
tenden gleichartigen Gerätes. 

2. Die Anzeigepflichten nach Abs. 1 gelten bei jeder den Spiel-
betrieb betreffenden Veränderung. 

3. Die Außerbetriebnahme eines angemeldeten Apparates/ Au-
tomaten oder des Austauschgerätes ist unverzüglich zu mel-
den. 

4. Der Steuerschuldner hat Veranstaltungen gem. § 1 Nrn. 1 bis 
3 und Nr. 5 bei der Gemeinde Esterwegen spätestens 10 
Werktage vor Beginn der Veranstaltung anzuzeigen. Zur An-
meldung ist auch der Besitzer der dazu benutzten Räume und 
Grundstücke verpflichtet. 

5. Bei Veranstaltungen desselben Steuerschuldners kann die 
Gemeinde Esterwegen eine einmalige Anmeldung für meh-
rere Veranstaltungen als ausreichend anerkennen. 

6. Der Steuerschuldner hat alle Unterlagen, aus denen die Be-
messungsgrundlagen hervorgehen, entsprechend den Best-
immungen des § 147 AO aufzubewahren. 

 

§ 12 
Ausgabe von Eintrittskarten 

 
1. Eintrittskarten müssen mit fortlaufenden Nummern versehen 

sein, die Veranstaltung kennzeichnen sowie das Entgelt oder 
die Unentgeltlichkeit angeben. 

2. Wird für die Teilnahme an einer Veranstaltung ein Eintrittsgeld 
erhoben, so ist der Steuerschuldner verpflichtet, an alle Per-
sonen, denen der Zutritt gestattet wird, Eintrittskarten oder 
sonstige Ausweise/ Stempel auszugeben. Die entwerteten 
Karten sind den Teilnehmern zu belassen und von diesen den 
Beauftragten der Gemeinde Esterwegen auf Verlangen vor-
zuzeigen. 

3. Der Steuerschuldner hat der Gemeinde Esterwegen vor der 
Veranstaltung ein Muster der Eintrittskarten oder der sonsti-
gen Ausweise vorzulegen, die für die Veranstaltung ausgege-
ben werden sollen. Die Karten bzw. Ausweise müssen durch 
die Gemeinde Esterwegen genehmigt werden.  

4. Über die ausgegebenen Karten bzw. Ausweise hat der Steu-
erschuldner für jede Veranstaltung einen fortlaufenden Nach-
weis zu führen. Die nicht ausgegebenen Karten sind grund-
sätzlich zusammen mit der Steuererklärung bei der Gemeinde 
Esterwegen vorzulegen. Ausweise in Form eines Stempelab-
drucks sind in geeigneter Weise zu zählen und festzuhalten. 
Die Dokumentation ist zusammen mit der Steuererklärung bei 
der Gemeinde Esterwegen vorzulegen. 

5. Die Gemeinde Esterwegen kann Ausnahmen von Absätzen 1 
bis 4 zulassen. 

 
§ 13 

Sicherheitsleistung 
 
Die Gemeinde Esterwegen kann die Leistung einer Sicherheit in 
der voraussichtlichen Höhe der Steuerschuld verlangen, wenn die 
Durchsetzung des Steueranspruchs gefährdet er-scheint. 
 

§ 14 
Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 

 
1. Die Gemeinde Esterwegen ist berechtigt, auch während der 

Veranstaltung zur Nachprüfung der Steueranmeldung/ Steu-
ererklärung und zur Feststellung von Steuertatbeständen die 
Veranstaltungs- und Aufstellorte zu betreten, Geschäftsunter-
lagen einzusehen und die Vorlage aktueller Zählwerksausdru-
cke zu verlangen. 

2. Die Gemeinde Esterwegen ist berechtigt, Außenprüfungen 
nach den §§ 193 ff. AO durchzuführen. 

3. Der Steuerschuldner ist verpflichtet, bei der Überprüfung und 
der Außenprüfung dem von der Gemeinde Esterwegen Be-
auftragten unentgeltlich Zutritt zu den Veranstaltungs- und 
Geschäftsräumen zu gestatten, alle für die Besteuerung be-
deutsamen Auskünfte zu erteilen, sowie Räumlichkeiten, 
Zählwerksausdrucke und Geschäftsunterlagen, die für die Be-
steuerung von Bedeutung sind, zugänglich zu machen. 

 
§ 15 

Datenverarbeitung 
 
1. Die zur Ermittlung der Steuerpflichtigen, zur Festsetzung, Er-

hebung und Vollstreckung der Vergnügungssteuer nach die-
ser Satzung erforderlichen personen- und grundstücksbezo-
genen Daten werden von der Gemeinde Esterwegen gem.  
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 10 Abs. 1 des Niedersächsischen Da-
tenschutzgesetzes (NDSG) vom 16. Mai 2018 (Nds. GVBI, 
66), in der jeweils gültigen Fassung, i. V. mit § 11 des Nieder-
sächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) und den 
dort genannten Bestimmungen der Abgabenordnung (AO) er-
hoben und verarbeitet. Die Datenerhebung beim Finanzamt, 
beim Amtsgericht (Handelsregister), bei der Be-hörde für 
Geoinformation, Landentwicklung und Liegenschaften (Katas-
teramt) und bei den für das Einwohnermeldewesen, Bauwe-
sen, Ordnungsrecht sowie Finanzwesen zuständigen Stellen 
der Gemeinde Esterwegen erfolgt, soweit die Sachver-
haltsaufklärung durch den Steuerpflichtigen nicht zum Ziel 
führt oder keinen Erfolg verspricht (§ 93 Abs. 1 Satz 3 AO). 
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2. Die Daten dürfen von den Daten verarbeitenden Stelle nur 
zum Zweck der Steuererhebung nach dieser Satzung oder zur 
Durchführung eines anderen Abgabenverfahrens, das densel-
ben Abgabenpflichtigen betrifft, verarbeitet werden. Zur Kon-
trolle der Verarbeitung sind technische und organisatorische 
Maßnahmen des Datenschutzes und der Datensicherheit 
nach § 7 NDSG getroffen worden. 

 
§ 16 

Ordnungswidrigkeiten 
 
1. Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, 

wer 
a. entgegen § 10 die Steuererklärung nicht oder nicht inner-

halb der dort bestimmten Frist abgibt; 
b. entgegen § 11 Abs. 1 bis 3 die Inbetriebnahme oder Ver-

änderungen von bzw. bei Spielgeräten nicht bis zum  
10. Tag des folgenden Kalendermonats anzeigt;  

c. entgegen § 11 Abs. 4 Veranstaltungen nicht 10 Werktage 
vor Beginn anzeigt; 

d. entgegen § 11 Abs. 6 alle Unterlagen, aus denen die Be-
messungsgrundlagen hervorgehen, nicht entsprechend 
den Bestimmungen des § 147 der Abgabenordnung auf-
bewahrt; 

e. entgegen § 12 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 bei Veranstaltun-
gen, bei denen der Zutritt entgeltlich ist, keine Karten aus-
gibt oder diese vorab der Gemeinde Esterwegen nicht zur 
Genehmigung vorgelegt hat; 

f. entgegen § 14 Abs. 3 die ihm obliegenden Pflichten nicht 
erfüllt. 

2. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 
10.000 Euro gemäß § 18 Abs. 3 NKAG geahndet werden. 

 
§ 17 

Inkrafttreten 
 
1. Diese Satzung tritt am 01. Januar 2023 in Kraft. 
2. Gleichzeitig tritt die bisherige Vergnügungssteuersatzung 

vom 21.12.2004 außer Kraft. 
 
 Esterwegen, 13.12.2022 
 

GEMEINDE ESTERWEGEN 
  
Heinrich Thomes Christoph Hüntelmann 
Bürgermeister  Gemeindedirektor 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
10 Bekanntmachung der Stadt Haselünne;  

Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 5 
„Gewerbegebiet – südlich des  
Haverbecks“, Ortschaft Klosterholte 

 
Der Rat der Stadt Haselünne hat am 30.06.2022 in öffentlicher 
Sitzung den Bebauungsplan Nr. 5 „Gewerbegebiet – südlich des 
Haverbecks“, Ortschaft Klosterholte nebst textlichen Festsetzun-
gen, örtlichen Bauvorschriften und Begründung mit Umweltbericht 
nach § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlos-
sen. 
 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in dem nachste-
henden Kartenausschnitt dargestellt.  
 

 
 
Der Bebauungsplan Nr. 5 „Gewerbegebiet – südlich des Ha-
verbecks“, Ortschaft Klosterholte, nebst textlichen Festsetzungen, 
örtlichen Bauvorschriften und Begründung mit Umweltbericht tritt 
mit dieser Bekanntmachung in Kraft (vgl. § 10 Abs. 3 BauGB).  
 
Der Bebauungsplan kann einschließlich seiner textlichen Festset-
zungen, örtlichen Bauvorschriften und Begründung mit Umweltbe-
richt sowie der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 
BauGB während der üblichen Dienststunden im Rathaus der Stadt 
Haselünne, Zimmer 34, Rathausplatz 1, 49740 Haselünne, einge-
sehen werden. Jedermann kann den Bebauungsplan und seine 
Begründung einsehen und über ihren Inhalt Auskunft verlangen. 
Weiterhin können diese Unterlagen auch auf der Homepage der 
Stadt Haselünne unter www.haseluenne.de eingesehen und zu-
sätzlich über das zentrale Internetportal des Landes Niedersach-
sen https://uvp.niedersachsen.de abgerufen werden.   
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die 
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle der in den 
§§ 39- 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leis-
tung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädi-
gungsansprüchen wird hingewiesen.  
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung  der im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1–3 des BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berück-
sichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes oder aber ein nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
BauGB beachtlicher Mangel des Abwägungsvorgangs nur be-
achtlich werden, wenn sie innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Haselünne, Rat-
hausplatz 1, 49740 Haselünne, geltend gemacht worden sind. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung von Rechtsvorschriften oder den 
Mangel des Abwägungsvorgangs begründen soll, ist darzulegen. 
 
 Haselünne, 23.12.2022 
 
STADT HASELÜNNE  
Der Bürgermeister   
 

-------------------------------------------------- 
 
 
  



 
 

 
Amtsblatt des LK EL Nr. 01/2023 vom 13.01.2023 

12 

11 Bekanntmachung; Änderung 46 A des  
Flächennutzungsplanes der Stadt Ha-
selünne 

 
Der Landkreis Emsland hat die vom Rat der Stadt Haselünne am 
30.06.2022 in öffentlicher Sitzung beschlossene Änderung 46 A 
des Flächennutzungsplanes mit Verfügung vom 21.12.2022 (Az.: 
65-610-302-01/46 A) gem. § 6 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
genehmigt.  
  
Der Geltungsbereich dieser Änderung ist in dem nachstehenden 
Kartenausschnitt dargestellt. Maßstab: 1 : 5.000 
 

 
Mit dieser Bekanntmachung wird die Änderung 46 A des Flächen-
nutzungsplanes der Stadt Haselünne gemäß § 6 Abs. 5 BauGB 
rechtswirksam. 
 
Die Flächennutzungsplanänderung kann einschließlich der Be-
gründung mit Umweltbericht und einer zusammenfassenden Er-
klärung nach § 6a Abs. 1 BauGB während der üblichen Dienst-
stunden im Rathaus der Stadt Haselünne, Zimmer 34, Rathaus-
platz 1, 49740 Haselünne, eingesehen werden. Jedermann kann 
die Flächennutzungsplanänderung einsehen und über ihren Inhalt 
Auskunft verlangen (vgl. § 6 Abs. 5 BauGB). Weiterhin können 
diese Unterlagen auch auf der Homepage der Stadt Haselünne 
unter www.haseluenne.de eingesehen und zusätzlich über das 
zentrale Internetportal des Landes Niedersachsen https://uvp.nie-
dersachsen.de abgerufen werden.   
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung der im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 des BauGB bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichti-
gung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes oder aber ein nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
BauGB beachtlicher Mangel des Abwägungsvorgangs nur be-
achtlich werden, wenn sie innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Haselünne, Rat-
hausplatz 1, 49740 Haselünne, geltend gemacht worden sind. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung von Rechtsvorschriften oder den 
Mangel des Abwägungsvorgangs begründen soll, ist darzulegen.  
 
Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- und Form-
vorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist 
darzulegen. 
 
 Haselünne, 23.12.2022 
 
STADT HASELÜNNE 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 

12 Hauptsatzung der Samtgemeinde Nord-
hümmling 

 
Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. 
GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.03.2022 
(Nds. GVBl. S. 191), hat der Rat der Samtgemeinde in seiner Sit-
zung am 15.12.2022 folgende Hauptsatzung beschlossen: 
 

§ 1 
Bezeichnung, Name, Rechtsstellung 

 
1) Die Samtgemeinde führt die Bezeichnung „Samtgemeinde 

Nordhümmling“. 
 
2) Mitgliedsgemeinden der Samtgemeinde Nordhümmling sind 

die Gemeinden Bockhorst, Breddenberg, Esterwegen, Hilken-
brook und Surwold. 

 
3) Die Aufnahme und das Ausscheiden von Mitgliedsgemeinden 

bedürfen der Mehrheit der Mitgliedsgemeinden. 
 
4) Die Samtgemeinde hat ihren Verwaltungssitz in der Ge-

meinde Esterwegen. 
 
5) Die Samtgemeinde erfüllt die im § 98 NKomVG aufgeführten 

Aufgaben des eigenen Wirkungskreises ihrer Mitgliedsge-
meinden. 

 
 Ferner haben ihr die Mitgliedsgemeinden nach § 98 Abs. 1 

Satz 2 NKomVG folgende Aufgabe übertragen: - Aufgaben 
nach dem Energiewirtschaftsgesetz -. 

 
§ 2 

Hoheitszeichen, Dienstsiegel 
 
1) Das Wappen der Samtgemeinde zeigt von Rot über Silber im 

Wellenschnitt geteilt oben eine silberne Buche, deren Stamm 
vorn von einem silbernen Johanniterkreuz begleitet wird, un-
ten ein schwarzes Hünengrab aus drei Trage- und zwei Deck-
steinen. 

 
2) Die Flagge der Samtgemeinde Nordhümmling zeigt auf einem 

quadratischen Flaggentuch von Rot über Weiß im Wellen-
schnitt geteilt oben eine weiße Buche, deren Stamm vorn von 
einem weißen Johanniterkreuz begleitet wird, unten ein 
schwarzes Hünengrab aus drei Trage- und zwei Decksteinen.  

 
3) Das Dienstsiegel enthält das Wappen mit der Umschrift 

„SAMTGEMEINDE NORD-HÜMMLING Landkreis Emsland“. 
 
4) Eine Verwendung des Namens, des Wappens und der Flagge 

zu nichtbehördlichen Zwecken ist nur mit Genehmigung der 
Samtgemeinde zulässig. 

 
§ 3 

Ratszuständigkeiten 
 
Der Beschlussfassung des Rates bedürfen 
 

a) die Festlegung privater Entgelte i.S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 
8 NKomVG, deren jährliches Aufkommen den Betrag 
von 10.000,00 EURO voraussichtlich übersteigt, 

 
b) Rechtsgeschäfte i.S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, 

deren Vermögenswert in Höhe von 5.000,00 EURO 
übersteigt, 

 
c) Verträge i.S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG, deren Ver-

mögenswert die Höhe von 5.000,00 EURO übersteigt, 
soweit diese nicht aufgrund einer förmlichen Ausschrei-
bung abgeschlossen werden. 
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2) Abgrenzung der Geschäfte der laufenden Verwaltung: Sons-
tige Rechtsgeschäfte, bei denen im Einzelfall 25.000,00 € 
nicht überschritten werden. Zu den Geschäften der laufenden 
Verwaltung zählen solche, die nicht von grundsätzlicher, über 
den Einzelfall hinausgehender Bedeutung sind und deshalb 
keine besondere Beurteilung erfordern, sondern mit einer ge-
wissen Regelmäßigkeit wiederkehren, nach feststehenden 
Verwaltungswegen erledigt werden und für die Gemeinde 
sachlich und finanziell nicht von erheblicher Bedeutung sind. 

 
Dazu gehören auch:  
 

a) Die Erteilung von Prozessvollmachten und Löschungs-
bewilligungen, Einreichung von Klagen vor Gerichten 
und Einlegen von Rechtsmitteln, Erteilung von Abtre-
tungs- und Vorrangeinräumungserklärungen, 

 
b) sonstige Rechtsgeschäfte, bei denen im einzelnen fol-

gende Wertgrenzen nicht überschritten werden:  
 

b.1) Niederschlagungen (zeitweiliger  
 Verzicht auf Beitreibung) unbegrenzt, 
 
b.2) Abschluss von Miet- und  
 Pachtverträgen 20.000,00 €, 
 (Jahresbeträge) 
 
b.3) Stundung von Forderungen  
 bis 6 Monate  unbegrenzt,  
 
b.4) Lieferungen und Leistungen  
 im Rahmen des Haushaltsplanes  
 bis zu 25.000,00 €, 
 bei Bau- und Unterhaltungs- 
 maßnahmen bis zu  50.000,00 € 

 
§ 4 

Beamten auf Zeit 
 
Neben dem Samtgemeindebürgermeister wird der allgemeine 
Vertreter des Samtgemeindebürgermeisters in das Beamtenver-
hältnis auf Zeit berufen. Er führt die Bezeichnung „Erster Samtge-
meinderat“. 
 

§ 5 
Samtgemeindeausschuss 

 
Dem Samtgemeindeausschuss gehören an: 
 

a) Der Samtgemeindebürgermeister, 
 
b) die Beigeordneten der Samtgemeinde, 
 
c) die Mitglieder nach § 74 Abs. 1 Nr. 3 NKomVG, 
 
d) der Erste Samtgemeinderat. 

 
Die Mitglieder zu c) und d) haben beratende Stimmen. 
 

§ 6 
Vertretung des Samtgemeindebürgermeisters  

nach § 81 Abs. 2 NKomVG 
 
1) Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus den Beigeordneten 

zwei ehrenamtliche Vertreter des Samtgemeindebürgermeis-
ters, die ihn bei der repräsentativen Vertretung der Samtge-
meinde, bei der Einberufung des Samtgemeindeausschusses 
einschließlich der Aufstellung der Tagesordnung, der Leitung 
der Sitzungen des Samtgemeindeausschusses, der Verpflich-
tung der Ratsfrauen und Ratsherren und ihrer Pflichtenbeleh-
rung vertreten. 

 
2) Der Rat beschließt über die Reihenfolge der Vertretung, so-

fern eine solche bestehen soll. Soll eine Reihenfolge beste-
hen, so führen die Vertreter die Bezeichnung stellvertretender 
Samtgemeindebürgermeister mit einem Zusatz, aus dem sich 
die Reihenfolge der Vertretungsbefugnis ergibt. 

§ 7 
Anregungen und Beschwerden 

 
1) Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 

NKomVG von mehreren Personen bei der Samtgemeinde ge-
meinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu be-
nennen, die sie gegenüber der Samtgemeinde vertritt. Bei 
mehr als fünf Antragstellern können bis zu zwei Vertreter be-
nannt werden. 

 
2) Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anfor-

derungen des Absatzes 1 nicht entsprochen ist. 
 
3) Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten 

der Samtgemeinde Nordhümmling zum Gegenstand haben, 
sind nach Kenntnisnahme durch den Samtgemeindeaus-
schuss von dem Samtgemeindebürgermeister ohne Beratung 
den Antragstellern mit Begründung zurückzugeben. Dies gilt 
auch für Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden 
zum Inhalt haben (z.B. Fragen, Erklärungen, Absichten usw.). 

 
4) Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel 

verfolgen oder gegen die guten Sitten verstoßen, sind nach 
Kenntnisnahme durch den Samtgemeindeausschuss ohne 
Beratung zurückzuweisen.  

 
5) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn 

das Antragsbegehren Gegenstand eines noch nicht abge-
schlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens o-
der eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürgerentschei-
des ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder 
Beschwerden kein neues Sachvorbringen enthält. 

 
6) Die Erledigung der Anregungen und Beschwerden wird dem 

Samtgemeindeausschuss übertragen, sofern für die Angele-
genheiten nicht der Rat gem. § 58 Abs. 1 NKomVG aus-
schließlich zuständig ist. 

 
§ 8 

Verkündigungen und öffentliche Bekanntmachungen 
 
1) Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennut-

zungsplänen sowie öffentliche Bekanntmachungen der Samt-
gemeinde Nordhümmling werden - soweit durch Rechtsvor-
schriften nichts anderes bestimmt ist - nach § 11 Abs. 1 Satz 
2 und Abs. 4 Satz 1 NkomVG im Internet unter der Adresse 
https://www.emsland.de/amtsblatt im elektronischen Amts-
blatt für den Landkreis Emsland verkündet bzw. bekannt ge-
macht.  

 
2) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteil von Satzun-

gen, so kann die Verkündigung dieser Teile dadurch ersetzt 
werden, dass sie im Rathaus der Gemeinde Esterwegen wäh-
rend der Dienststunden öffentlich ausgelegt werden. In der 
Satzung oder Verordnung wird der Inhalt dieser Bestandsteile 
grob umschrieben. Bei Veröffentlichung der Satzung oder 
Verordnung wird auf die Ersatzbekanntmachung mit Ort, Zeit-
punkt und Dauer hingewiesen.  

 
3) Ortsübliche Bekanntmachungen und öffentliche Bekanntma-

chungen nach anderen Rechtsvorschriften als dem NKomVG 
werden durch Aushang in den amtlichen Bekanntmachungs-
kästen der Samtgemeinde Nordhümmling bewirkt. Amtliche 
Bekanntmachungskästen der Samtgemeinde sind der Aus-
hangkasten beim Rathaus, Poststraße 13 in Esterwegen so-
wie die weiteren Aushangkästen der Mitgliedsgemeinden.  

 
 Die Dauer des Aushangs beträgt eine Woche, soweit durch 

Rechtsvorschriften nicht etwas anderes bestimmt ist. 
 

§ 9 
Einwohnerversammlungen 

 
Bei Bedarf unterrichtet der Samtgemeindebürgermeister die Ein-
wohner durch Einwohnerversammlungen für die ganze Samtge-
meinde oder für Teile der Samtgemeinde. 
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Ort, Zeit und Gegenstand von Einwohnerversammlungen sind 
gem. § 8 mindestens 7 Tage vor der Veranstaltung öffentlich be-
kannt zu machen. 
 

§ 10 
Funktionsbezeichnungen in weiblicher Form 

 
Funktionsbezeichnungen, die in dieser Hauptsatzung oder in 
sonstigen Bekanntmachungen oder Veröffentlichungen der Ge-
meinde in männlicher Form bezeichnet sind, werden im amtlichen 
Sprachgebrauch in der jeweils zutreffenden weiblichen oder 
männlichen Sprachform verwendet. 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 10. März 2022 außer 
Kraft. 
 
 Esterwegen, 15.12.2022 
 

SAMTGEMEINDE NORDHÜMMLING 
 
Christoph Hüntelmann 
Samtgemeindebürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
13 1. Nachtragshaushaltssatzung und Be-

kanntmachung der 1. Nachtragshaushalts-
satzung der Gemeinde Rhede (Ems) für das 
Haushaltsjahr 2022 

 
Aufgrund des § 115 des Nieders. Kommunalverfassungsgesetzes 
hat der Rat der Gemeinde Rhede (Ems) in der Sitzung am 
08.12.2022 folgende Nachtragshaushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden  
 

 
 

§ 2 
 
Die Höhe der bisher vorgesehenen Kreditermächtigung wird nicht 
geändert. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite beansprucht wer-
den dürfen, wird nicht geändert. 
 

§ 5 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) werden nicht geändert. 
 

§ 6 
 
Die Wertgrenze für unerhebliche über- und außerplanmäßige Auf-
wendungen und Auszahlungen gem § 117 Abs. 1 NKomVG, die 
mit Zustimmung des Bürgermeisters bei Vorliegen der gesetztli-
chen Voraussetzungen im Übrigen geleistet werden dürfen, wird 
im Einzelfall auf 2.500 € bzw. 20 % des Haushaltsansatzes fest-
gesetzt. Ferner wird die Wertgrenze für die einseitige Deckungs-
fähigkeit bei Budgets zwischen Ergebnishaushalt und Fianzhaus-
halt gem. § 19 Abs. 4 S.1 KomHKVO auf 2.500 € festgesetzt. 
 
 Rhede (Ems), 09.12.2022  
 
Jens Willerding 
Bürgermeister 
 
Bekanntmachung der Nachtragshaushaltssatzung 2022 
 
Die vorstehende Nachtragshaushaltssatzung für das Haushalts-
jahr 2022 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die nach § 120 Absatz 2 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG) erforderliche Genehmigung ist 
durch den Landkreis Emsland am 20.12.2022 unter dem Akten-
zeichen 202-15-2/10 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG in der 
Zeit vom 16.01.2023 bis zum 25.01.2023 im Rathaus der Ge-
meinde Rhede (Ems), Gerhardyweg 1, im Ratstrakt während der 
Dienststunden zur Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
 Rhede (Ems), 03.01.2023 
 
GEMEINDE RHEDE (EMS) 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
14 1. Nachtragshaushaltssatzung und Be-

kanntmachung der 1. Nachtragshaushalts-
satzung  der Gemeinde Sögel für das Haus-
haltsjahr 2021 

 
Aufgrund des § 115 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Sögel in der Sitzung am 
17.12.2021 folgende Nachtragshaushaltssatzung beschlossen: 
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§ 1 
 
Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden  
 

 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inves-
titionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächti-
gung) wird gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 
1.437.400 € um 1.437.400 € vermindert und damit auf 0 € neu 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.   
 

§ 4 
 
Der bisherige Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite bean-
sprucht werden dürfen, wird nicht verändert.  
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) werden nicht geändert. 
 
 Sögel 17.12.2021 
 

GEMEINDE SÖGEL 
 
Klaß 
Gemeindedirektor 
 
Bekanntmachung der I. Nachtragshaushaltssatzung 
 
Die vorstehende I. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushalts-
jahr 2021 wird öffentlich bekanntgemacht. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der I. Nachtragshaushaltsplan liegt nach § 114 NKomVG in der 
Zeit vom 01.02.2022 bis zum 09.02.2022 im Rathaus der Samtge-
meinde Sögel, in 49751 Sögel, Ludmillenhof, Zimmer 37, zur Ein-
sichtnahme öffentlich aus. 
 
 Sögel, 20.01.2022 
 
GEMEINDE SÖGEL   
Der Gemeindedirektor 
 

-------------------------------------------------- 
 
 

15 1. Nachtragshaushaltssatzung und Be-
kanntmachung der 1. Nachtragshaushalts-
satzung der Gemeinde Spahnharrenstätte 
für das Haushaltsjahr 2022 

 
Aufgrund des § 115 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Spahnharrenstätte in 
der Sitzung am 11.10.2022 folgende Nachtragshaushaltssatzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
 
Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden  

 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inves-
titionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächti-
gung) wird gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 
281.800 € um 537.100 € erhöht und damit auf 818.900 € neu fest-
gesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der bisherige Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite bean-
sprucht werden dürfen, wird nicht verändert.  
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) werden nicht geändert. 
 
 Spahnharrenstätte, 11.10.2022  
 

GEMEINDE SPAHNHARRENSTÄTTE 
 
Lünswilken 
Bürgermeister 
 
Bekanntmachung der I. Nachtragshaushaltssatzung 
 
Die I. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2022 wird 
hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Die gemäß § 120 Absatz 2 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG) hinsichtlich des § 2 der 1. Nach-
tragshaushaltssatzung erforderliche Genehmigung ist durch den 
Landkreis Emsland am 06.11.2022 unter dem Aktenzeichen  
202-15-2/10 erteilt worden. 
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Der I. Nachtragshaushaltsplan liegt nach § 114 NKomVG in der 
Zeit vom 16.01.2023 bis zum 24.01.2023 im Büro der Gemeinde 
Spahnharrenstätte in 49751 Spahnharrenstätte, Hauptstr. 50, und 
im Rathaus der Samtgemeinde Sögel in 49751 Sögel,  
Ludmillenhof, Zimmer 37, zur Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
 Spahnharrenstätte, 29.12.2022 
 
GEMEINDE SPAHNHARRENSTÄTTE 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
16 Bekanntmachung der Stadt Werlte; Entwid-

mung einer Wegeparzelle (Verbindungs-
stück „Kahlstraße“ und „Kuhdamm“) 

 
Da die im Ortsteil Bockholte zwischen der „Kahlstraße“ und dem 
„Kuhdamm“ gelegene Wegeparzelle (Gemarkung Bockholte, Flur 
7, Flurstück 506/191) keine Verkehrsbedeutung mehr hat und 
überwiegende Gründe des öffentlichen Wohles für die Beseitigung 
vorliegen, wird diese gemäß § 8 des Niedersächsischen Straßen-
gesetzes (NStrG) in der z. Zt. gültigen Fassung mit Wirkung vom 
01.12.2022 eingezogen.  
 
Die Absicht der Entwidmung wurde am 09.11.2021 öffentlich be-
kannt gemacht. Gegen die beabsichtigte Einziehung wurden keine 
Einwände oder Bedenken erhoben. 
 
Die Entwidmung wird hiermit gemäß § 8 des Niedersächsischen 
Straßengesetzes (NStrG) in der z.Zt. gültigen Fassung öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die betroffene Wegeparzelle ist im nachfolgenden Übersichtsplan 
rot dargestellt. 
 

 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Entwidmung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage erhoben werden. Diese ist schriftlich beim Ver-
waltungsgericht Osnabrück, Hakenstraße 15, 49704 Osnabrück 
oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des 
Verwaltungsgerichts zu erklären und gegen die Stadt Werlte, 
Marktstraße 1, 49757 Werlte, zu richten. 
 
 Werlte, den 01.12.2022 
 
STADT WERLTE 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 

C. Sonstige Bekanntmachungen 
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